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Amrechnungskurſe für die Amſatz⸗Ausgleichſteuer und für die Leuchtmittelſteuer 


(81 der Verordnung vom 9. April 1936 — N Bl.] S. 368, Nl. S. 137 —; 8 9 Abſ. 2 der Durchführungsbeſtimmungen 
zum Leuchtmittelſteuergeſetz) 


———äb — 

Staat Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 
— — — — —— — • vl. — 
Agypten 1 ägypt. Pfund 12,595 eee e 100 Peſos 69,.— 
Argentinien 1 Papierpeſo 0,698 Neufeeland .....-- Kurs für telegraphiſche 

a (= oe: Goldpeſo) Auszahlung Großbritan⸗ 
Auſtralien Kurs für telegraphiſche nien abzüglich 19¾ vom 
Auszahlung Großbritan⸗ Hundert 
nien abzüglich 20 vom Niederlande 100 Gulden 131,88 *) 
Hundert Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Belgieien ei 900810 41,99 Indien ER 1 
== 98 zuzügli vom Hunder 
Braſilien 1 Milreis 0,146 Norwegen 100 Kronen 61,76 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 76,— Öfterteidh .....»-- 100 Schilling 49,05 
Britiſch⸗Indien 100 Rupien Paläſ tina (Paläftina-Pfunde): 
* (=7,54 engl. Pfund) Kurs für telegraphiſche 
an Straits⸗ 100 Dollar 144,— Auszahlung Großbritan⸗ 
ettlements nien zuzüglich / vom 
Bulgarien 100 Lewa 3,053 Hundert 
Cana de 1 kanad. Dollar 2,493 Peru 100 Soles 61,50 
Gi 100 Peſos 13,— Polen 100 Zloty 47,14 
China-Shanghai. 100 Dollar 73,50 Portugal 4 100 Escudos 11,16 
Dänemark 100 Kronen 54,87 a a 100 Lei a 
Det 100 Guld 47,14 N ee 100 Kronen me 
Elan) er 100 RL nen 68,07 en ro 100 Franken N 
len de 100 Fmk. 5,42 panien 100 Peſeten 27,03 
es ra 100 > 1165 Südafritaniſche (1 Sübafrit. Pfund): | 12,2% 
Griechenland 100 Drachmen 715 57 a 155 Süd. 
Großbritannien 1 engl. Pfund 12,295 ae 
3 100 au . 100 Kronen A 
l gcgen 100 Kronen 55,12 ee 1 türk Pfund 1 5 
rn 100 Lire 13,115) . oh 100 Dengs 3 
i 1 Hen 0,717 Union der Sozialiſt. 100 Somjer-Rubel 49,245 
Jugoſlawien 100 Dinar 5,666 Sowjetrepubliken Sr we ni 
Lettland N 100 Lats 48,75 Uruguay e 1 Goldpeſo 17361 
nr 100 Litas 42,02 Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,493 
Luxemburg N 500 Franken 52,4875 von Amerika 


) Vom 6. Oktober 1936 ab. — **) Vom 6. Oktober 1936 ab, — am 2. Oktober 1936 —- 134,63 Hul, am 8. und 4. Oktober 1936 
132,09 Hl, am 5. Oktober 1936 — 130,78 Kell. 
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1. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


8 396 AD. Die Hinterziehung der Tabakſteuer für ein⸗ 
geführte Tabakerzeugniſſe iſt erſt in dem Augenblick recht⸗ 
lich beendet, in dem die Erzeugniſſe zur Ruhe ge⸗ 
kommen ſind. 
Urteil des Reichsgerichts, 3. Strafſenat 
vom 2. April 1936 — 3 D 947/35 
(Kartei AD. 1931 § 396 R. 67) 


Aus den Gründen: 


Zu Unrecht bemängelt die Reviſion auch die Annahme 
des OG., die Zoll, und Steuerhinterziehung des Haupt⸗ 
täters €. ſei erſt in dem Augenblick beendet geweſen, als 
die Ware bei den Gebrüdern S. zur Ruhe gekommen ſei. 
Das entſpricht für den Tatbeſtand der Zollhinterziehung 
(wie übrigens auch für den inſoweit rechtlich gleich zu 
beurteilenden Tatbeſtand des Bannbruchs) der ſtändigen 
Nechtſprechung des Reichsgerichts. Zu vgl. RGSt. 52, 26 
und die dort angeführten Entſcheidungen. Eine völlig 
gleichartige Sach. und Rechtslage beiteht aber bei der 
Hinterziehung der Tabakſteuer für ſolche Tabakerzeug⸗ 
niffe, für die die Steuerpflicht mit der Einbringung in 
den inländiſchen Geltungsbereich des Geſetzes entſteht 
(8 1, 89 Ziff. 2 des TabStG.) und bei denen die Steuer 
dadurch zu entrichten iſt, daß ſpäteſtens zu dieſem Zeit⸗ 
punkt Steuerzeichen an den Umſchließungen der Tabak⸗ 
erzeugniſſe angebracht werden (8 10 TabStG.) 
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88 396, 418 Wi. 1 Ad., 88 119, 122, 147 


Branntw Mond. Bei Tateinheit zwiſchen Branntwein. 


monopolhinterziehung und Verbrauchſteuerhinterzichung 
iſt die Strafe aus § 396 AD. zu entnehmen; daneben iſt 
die nach dem Brantweinmonopolgeſetz verwirkte Geldſtrafe 
beſonders zu verhängen. 
Urteil des Reichsgerichts, 5. Strafſenat 
vom 8. Auguſt 1935 — 5 0 245/35 
(RGSt. Bd. 69 S. 276, Kartei AO. 
1931 $ 418 R. 5) 


Aus den Gründen: 


Das Oc. hat, wie erwähnt, den Angeklagten wegen 
Branntweinaufſchlaghinterziehung in Tateinheit mit 
Zuckerſteuerhinterziehung verurteilt, die Strafe aber aus⸗ 
ſchließlich aus dem BranntwMonch entnommen. Das iſt 
rechtsirrig. Hier wäre folgendes zu beachten geweſen: 
Die Zuckerſteuer iſt eine Verbrauchſteuer ($ 1 Zucker StG. 
v. 4.6.30; NGBl. I, 188 i. d. F. der RPrVo. v. 
5. 6. 31, 2. Teil Kap. II RGBl. I, 284). Nach 8413 
Abſ. 1 AD. iſt, wenn eine und dieſelbe Handlung zu⸗ 
gleich als Steuerzuwiderhandlung und nach einem ande⸗ 
ren Geſetz ſtrafbar iſt, die Strafe aus dem Steuergeſetz 
zu entnehmen, es ſei denn, daß das andere Geſetz eine 
ſchwerere Strafe androht ($ 73 StGB.). Iſt die Strafe 
aus einem anderen Geſetz zu entnehmen, ſo iſt eine nach 
dem Steuergeſetz verwirkte Geldſtrafe beſonders zu ver⸗ 
hängen — Abſ. 2 ebenda behandelt den Fall, daß eine 
und dieſelbe Handlung mehrere Strafvorſchriften der 
Steuergeſetze über Steuerzuwiderhandlungen verletzt. 
Abs. 2 ift hier nicht anwendbar, weil das BranntwMonG. 
— mit Ausnahme der hier nicht in Betracht kommenden 
Vorſchriften über Zoll, Monopolausgleich und Eſſigſäure⸗ 
ſteuer — kein Steuergeſetz iſt (RGSt. 55, 156, 68, 8 
— Kartei BranntwMonG. 8 148 N. 1). Es liegt alſo der 


Fall vor, daß die Tat des Angeklagten gleichzeitig ein 
Steuergeſetz, und zwar den § 396 Ad., und ein anderes 
Geſetz, nämlich die 88119 bis 122 BranntwMonG., 
verlezt. Da in § 396 AD. Gefängnisſtrafe bis zu 
2 Jahren neben Geldſtrafe von unbeſchränkter Höhe, in 
§ 121 BranntwMonG. aber nur Gefängnisſtrafe bis zu 
1 Jahr neben Geldſtrafe in feſt bezeichneter Höhe des 
Vierfachen der hinterzogenen Abgaben angedroht iſt, 
müßte an ſich der § 148 Abſ. Satz 1 AD. im vor⸗ 
liegenden Fall zur Entnahme der Strafe aus dem Steuer⸗ 
ſtraf recht, alſo aus 8 396 AO., führen und § 418 Abſ. I 
Satz 2 AD. könnte nicht zur Anwendung kommen. Nun 
iſt aber in 8 147 BranntwMonG. v. e ale iv 
einem nach der AD. erlaſſenen Geſetz, beſtimmt, daß 
die Vorſchriften des §383 AD. jetzt 418 AO. 1931 
entſprechend Anwendung finden. Das kann — in 
Berückſichtigung der zeitlichen Reihenfolge der Geſetze — 
nur heißen: Iſt eine und dieſelbe Handlung zugleich als 
Branntweinaufſchlaghinterziehung und nach einem an⸗ 
deren Geſetz — ſei dies auch die Ad. — ſtrafbar, fo iſt 
die Strafe aus dem BranntwMon®. zu entnehmen, es 
ſei denn, daß das andere Geſetz eine ſchwerere Strafe 
androht (8 73 StGB.). ft die Strafe aus dem anderen 
Geſetz zu entnehmen, ſo iſt eine nach dem BranntmMon®. 
verwirkte Geldſtrafe beſonders zu verhängen uſw. Cbenſo 
im Ergebnis RGE. 1 D 260/32 v. 16. 1. 34 Kartei 
Ad. 1931 8 396 N. 20. Das LG. hätte daher die Strafe 
aus § 396 AD. entnehmen müſſen. Die Geldſtrafe war 
mindeſtens auf das Vierfache des hinterzogenen Zucker⸗ 
ſteuerbetrages zu bemeſſen. Daneben konnte auf Ge⸗ 
fängnisſtrafe bis zu 2 Jahren erkannt werden. Die nach 
dem BranntwMonG. verwirkte Geldſtrafe war beſonders 
zu verhängen. Sie betrug das Vierfache des binter- 
zogenen Branntweinaufſchlags, durfte aber nicht nach 
oben aufgerundet werden, wie das LG. dies getan hat. 
Entnahm das LG. aber einmal — fehlerhafterweiſe — 
die Strafe allein aus dem BranntwMonG., und er⸗ 
achtete es eine Freiheitsſtrafe von 3 Monaten als ver⸗ 
wirkt, ſo hätte es von ſeinem Standpunkt aus an Stelle 
der Freiheitsſtrafe auf Geldſtrafe (88 27, 27a StGB.) 
erkennen müſſen, wenn der Strafzweck durch eine Geld⸗ 
ſtrafe erreicht werden konnte, § 147 BranntwMonch., 
8 355 AD., § 391 20. 193ʃ, § 27 b Abſ. 1 StGB. 
Wird dagegen die Strafe aus $ 396 AO. entnommen, 
kommt § 27 b StGB. nicht in Frage. 
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$ 401 A0., $ 40 StGB. Wenn ein Beförderungsmittel 
»zur Begehung der Tat benutzt« ſein ſoll, muß es zur 
Beförderung der ſteuerpflichtigen Erzeugniſſe oder zoll- 
pflichtigen Waren gedient haben. Es genügt nicht, daß der 


Täter zu feiner eigenen Fortbewegung während der Vor⸗ 


bereitung oder Ausführung der Tat ſich des Beförde⸗ 
rungsmittels bedient oder es ſonſt mit ſich geführt hat. 
Für ein ſolches Beförderungsmittel kann aber Einziehung 
auf Grund des § 40 StGB. in Frage kommen. 
Urteil des Reichsgerichts, 5. Strafſenat 
vom 11. Mai 1936 — 5/6 D 179,36 
(Kartei AO. 1931 § 401 N. 24) 


Aus den Gründen: 

Die Strafkammer hat eine Anzahl Pferde und Wagen 
auf Grund des § 401 AD. eingezogen. Dieſe Vorſchrift 
iſt zu Necht angewendet worden, ſoweit es ſich um ge 
ſchmuggelte Pferde handelte, nicht aber im übrigen. Es 


— ö b — 
= = 
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wurden nämlich außerdem vier Wagen und ein Pferd 
eingezogen, weil ſie als »Beförderungsmittel« angeſehen 
wurden. Nach der Entſcheidung des 3. Strafſenats 
RSt. 69, 193 = Kartei AD. 1931 § 401 R. laden 
ſich der erkennende Senat anſchließt, trifft das aber nicht 
zu. Es mag genügen, auf die Gründe dieſer Entſcheidung 
zu verweiſen. Wenn auch die Einziehung dieſer Sachen 
nicht auf 8 401 AD. geſtützt werden kann, ſo kommt doch 
in Frage, ob fie nach $ 40 StGB. zuläſſig iſt. Dieſe 
Frage kann auf Grund des bisher feſtgeſtellten Sachver⸗ 
balts unbedenklich bejaht werden bei den Wagen des An- 
geklagten P. Denn den Leiterwagen, vor den die beiden 
im März 1934 für W. und E. B. eingeſchmuggelten Wal. 
lache geſpannt wurden, hat P. mit Stroh beladen laſſen, 
damit der Transport nicht auffalle. Den Federwagen hat 
W. »für den Transport des (im Herbſt 1934 einge- 
ſchwärzten) Pferdes« von P. geliehen. P. gab als Ladung 
ein Ferkel und einige Kirſchbäume mit, damit W. eine 
Ausrede habe, falls er bei einer Kontrolle angehalten 
werde. Die Wagen mit ihrer Ladung dienten demnach 
der erfolgreichen weiteren Durchführung des bei der Ver⸗ 
wendung noch nicht beendeten Schmuggels; ſie wurden 
alſo zur Begehung eines vorſätzlichen Vergehens ge 
braucht. Sie ſtanden auch im Eigentum eines der 
Täter. Aber daß auch die Wagen des W. und der 
Wagen und der alte braune Wallach des A. B. in gleicher 
Weiſe gebraucht worden ſeien, iſt den bisherigen Feſt⸗ 


ſtellungen nicht zu entnehmen. Es wäre dann der Fall, 
wenn Schmuggelpferde vor die Wagen, in einem Fall 
zuſammen mit dem braunen Wallach, geſpannt worden 
wären eigens zu dem Sweck, damit der Verdacht des 
Schmuggels vermieden würde und die Geſpanne einen 
harmloſen Eindruck machten (vgl. DRZ. 1926 Nr. 723, 
auch RGSt. 52, 302 und 68, 44 = Kartei AD. 1931 
8401 R. 12). Wäre es aber nur geſchehen, um die 
Wagen oder den braunen Wallach wieder an ihren Stand- 
ort zu bringen, dann würde der nach 840 StGB. er 
forderliche innere Zuſammenhang mit den in der Weiter⸗ 
beförderung der Schmuggelpſerde liegenden Vergehen ge- 
fehlt haben. Inſoweit wird der Sachverhalt noch weiter 
aufzuklären ſein. Auch das für M. geſchmuggelte Pferd 
iſt vor einen Wagen des Angeklagten P. geſpannt und 
auf dieſe Weiſe von der Grenze weiter ins Innere ge⸗ 
bracht worden. Der Wagen, der als Einſpännerwagen 
bezeichnet wird, iſt, obgleich beſchlagnahmt, nicht ein⸗ 
gezogen worden, es müßte denn fein, daß es derſelbe iſt 
wie der als »Federwagen« bezeichnete. Gegebenenfalls 
wird auch die Einziehung dieſes Wagens in Frage 
kommen. 5 

Es wird noch darauf hingewieſen, daß der 840 StGB. 
die Einziehung nicht zwingend vorſchreibt, ſondern in das 
Ermeſſen des Gerichts ſtellt. 
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I. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Zollbehandlung von Calciumgluconat 
— Ohne beſondere Mitteilung — 


Es beſteht Veranlaſſung darauf hinzuweiſen, daß 
Calciumgluconat (gluconſaurer Kalk), nicht in Auf- 
machungen für den unmittelbaren Heilgebrauch eingehend, 
als nicht zubereitete Arzneiware nach Tarifur. 388 Abſ. 2 
zu verzollen iſt. 


RIM. vom 2. Oktober 1936 — 2 1400 — 1670 II 


§ 146 V3. Die Schärfungſtrafe aus § 146 336. iſt 
nicht eine Nebenſtrafe, ſondern ein Teil der erkannten 
Strafe ſelbſt 
Urteil des Reichsgerichts, 4. Strafſenat 
vom 5. Mai 1936 — 4 D 181/36 
(Kartei VZO. § 146 R. 14) 


Aus den Gründen: 


Gegen den Angeklagten Z. konnte bei tateinheitlicher 
Begehung der bandenmäßigen Zollhinterziehung und des 
Deviſenvergehens auf eine Schärfungſtrafe aus § 146 
VBIG. überhaupt nicht erkannt werden. Die Straf⸗ 
kammer geht hingegen davon aus, es fei die Straf⸗ 
ſchärfung nach § 146 V3. eine Nebenſtrafe, auf die 
nach § 418 Abſ. 1 Saß 3 NAbgd. erkannt werden 
könne. Das iſt aber nicht der Fall. Vielmehr handelt 
es ſich bei dieſer Schärfungſtrafe um eine außerordent⸗ 
liche, an ſich durchaus ſelbſtändige Strafandrohung, die 
unter den beſonderen geſetzlichen Vorausſetzungen Play 
greift und dann nach der ausdrücklichen Beſtimmung des 
Geſetzes zu einer Schärfung der Strafe als ſolcher, alſo 
der Hauptſtrafe, führt. Die Schärſungſtrafe iſt damit 
ein Teil der erkannten Strafe ſelbſt, verſchmilzt gege⸗ 
benenfalls mit ihr vollends und iſt im übrigen auch ihrem 
Inhalt nach nicht Nebenſtrafe. 
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Sonſtige Nachrichten 


Verſendung von Sonderabdrucken des Reichszollblatts 
— Ohne weitere Mitteilung — 


Die Sonderabdrucke des Reichszollblatts 
Nr. 79 für 1936 (ReiſeMerkbl.) 
ſind geliefert worden. 
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